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Wesentliche Anderungen

Fassung vom 22.06.2023

Rz. 44a.2: Konkretisierung der Feststellung der Erwerbsfahigkeit im Verhaltnis Jobcenter und
Agentur fur Arbeit.

Rz. 44a.5: Konkretisierung, dass in der Regel bei Vorliegen der Pflegestufe 4 und 5 keine Er-
werbsfahigkeit vorliegt.

Rz. 44a11: Erganzung, dass sich arztliche Befundberichte, die durch den Rentenversicherungs-
trager zur Begutachtung bendétigt werden, in Teil A einer sozialmedizinischen Stellungnahme
befinden

Anlage 2: § 7 Anpassung der Vereinbarung zwischen der Bundesagentur fur Arbeit und der
Deutschen Rentenversicherung Bund in Hinblick auf den Rucklauf von Unterlagen.

Fassung vom 01.01.2023

Aufgrund des Zwolften Gesetzes zur Anderung des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch und an-
derer Gesetze — Einflihrung eines Birgergeldes (Blrgergeld-Gesetz) vom 16.12.2022

(BGBI. 2022 Teil |, Seite 2328) war es erforderlich, diese Fachlichen Weisungen nicht inhaltlich,
sondern ausschlieRlich redaktionell an die neuen Begrifflichkeiten anzupassen.

Fassung vom 20.01.2016

Rz. 44a.3: Einfligung Praxisleitfaden zur Einschaltung des Arztlichen Dienstes.

Rz. 44a.11: Klarstellung, dass bei Feststellung der Erwerbsunfahigkeit die Leistungen nach
dem SGB Il weiterhin bis zur abschlieRenden Klarung zu erbringen sind.

Rz. 44a.16: Klarstellung, dass der kommunale Trager als Partner der Agentur fir Arbeit in der
gemeinsamen Einrichtung gegen die Entscheidung der Agentur kein Vetorecht hat.

Rz. 44a.19: Anwendung des Urteils des BSG vom 25.09.2014, Az.: B 8 SO 6/13 R, nachdem
der Erstattungsanspruch keine Beitrédge zur Kranken- und Pflegeversicherung umfasst.
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Gesetzestext

§ 44a SGB I
Feststellung von Erwerbsfahigkeit und Hilfebedurftigkeit

(1) Die Agentur fur Arbeit stellt fest, ob die oder der Arbeitsuchende erwerbsfahig ist. Der Ent-
scheidung kénnen widersprechen:

1. kommunale Trager,
2. ein anderer Trager, der bei voller Erwerbsminderung zustandig ware oder

3. die Krankenkasse, die bei Erwerbsfahigkeit Leistungen der Krankenversicherung zu erbrin-
gen hatte.

Der Widerspruch ist zu begriinden. Im Widerspruchsfall entscheidet die Agentur fir Arbeit,
nachdem sie eine gutachterliche Stellungnahme eingeholt hat. Die gutachterliche Stellung-
nahme erstellt der nach § 109a Absatz 4 des Sechsten Buches zustandige Trager der Renten-
versicherung. Die Agentur fur Arbeit ist bei der Entscheidung Uber den Widerspruch an die gut-
achterliche Stellungnahme nach Satz 5 gebunden. Bis zu der Entscheidung tUber den Wider-
spruch erbringen die Agentur fur Arbeit und der kommunale Trager bei Vorliegen der tbrigen
Voraussetzungen Leistungen der Grundsicherung fir Arbeitsuchende.

(1a) Der Einholung einer gutachterlichen Stellungnahme nach Absatz 1 Satz 4 bedarf es nicht,
wenn der zustandige Trager der Rentenversicherung bereits nach § 109a Absatz 2 Satz 2 des
Sechsten Buches eine gutachterliche Stellungnahme abgegeben hat. Die Agentur flr Arbeit ist
an die gutachterliche Stellungnahme gebunden.

(2) Die gutachterliche Stellungnahme des Rentenversicherungstragers zur Erwerbsfahigkeit ist
fur alle gesetzlichen Leistungstrager nach dem Zweiten, Dritten, Finften, Sechsten und Zwélf-
ten Buch bindend; § 48 des Zehnten Buches bleibt unberthrt.

(3) Entscheidet die Agentur fir Arbeit, dass ein Anspruch auf Leistungen der Grundsicherung
fur Arbeitsuchende nicht besteht, stehen ihr und dem kommunalen Trager Erstattungsanspru-
che nach § 103 des Zehnten Buches zu, wenn der oder dem Leistungsberechtigten eine andere
Sozialleistung zuerkannt wird. § 103 Absatz 3 des Zehnten Buches gilt mit der MalRgabe, dass
Zeitpunkt der Kenntnisnahme der Leistungsverpflichtung des Tragers der Sozialhilfe, der
Kriegsopferfirsorge und der Jugendhilfe der Tag des Widerspruchs gegen die Feststellung der
Agentur fur Arbeit ist.

(4) Die Agentur fur Arbeit stellt fest, ob und in welchem Umfang die erwerbsfahige Person und
die dem Haushalt angehdrenden Personen hilfebedurftig sind. Sie ist dabei und bei den weite-
ren Entscheidungen nach diesem Buch an die Feststellung der Angemessenheit der Kosten fir
Unterkunft und Heizung durch den kommunalen Trager gebunden. Die Agentur fir Arbeit stellt
fest, ob die oder der erwerbsfahige Leistungsberechtigte oder die dem Haushalt angehérenden
Personen vom Bezug von Leistungen nach diesem Buch ausgeschlossen sind.

(5) Der kommunale Trager stellt die Hohe der in seiner Zustandigkeit zu erbringenden Leistun-
gen fest. Er ist dabei und bei den weiteren Entscheidungen nach diesem Buch an die Feststel-
lungen der Agentur fur Arbeit nach Absatz 4 gebunden. Satz 2 gilt nicht, sofern der kommunale
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Trager zur vorlaufigen Zahlungseinstellung berechtigt ist und dies der Agentur fur Arbeit vor die-
ser Entscheidung mitteilt.

(6) Der kommunale Trager kann einer Feststellung der Agentur fir Arbeit nach Absatz 4 Satz 1
oder 3 innerhalb eines Monats schriftlich widersprechen, wenn er auf Grund der Feststellung
hohere Leistungen zu erbringen hat. Der Widerspruch ist zu begriinden; er befreit nicht von der
Verpflichtung, die Leistungen entsprechend der Feststellung der Agentur fir Arbeit zu gewah-
ren. Die Agentur fur Arbeit Uberprift inre Feststellung und teilt dem kommunalen Trager inner-
halb von zwei Wochen ihre endgultige Feststellung mit. Halt der kommunale Trager seinen Wi-
derspruch aufrecht, sind die Trager bis zu einer anderen Entscheidung der Agentur fur Arbeit
oder einer gerichtlichen Entscheidung an die Feststellung der Agentur fir Arbeit gebunden.
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Weitere Gesetzestexte aus dem SGB lI

e §40a SGB Il - Erstattungsanspruch

e §79 SGB Il - Achtes Gesetz zur Anderung des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch - Ergan-
zung personalrechtlicher Bestimmungen

Gesetzestexte aus angrenzenden Gesetzen

SGB VI - Gesetzliche Rentenversicherung

e § 109a SGB VI - Hilfe in Angelegenheiten der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsmin-
derung

SGB X - Sozialverwaltungsverfahren und Sozialdatenschutz

e § 103 SGB X - Anspruch des Leistungstragers, dessen Leistungsverpflichtung nachtraglich
entfallen ist

e § 104 SGB X - Anspruch des nachrangig verpflichteten Leistungstragers
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1. Feststellung der Erwerbsfahigkeit

Der Begriff der Erwerbsfahigkeit richtet sich nach den Bestimmun-
gen des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch (SGB VI); nahere Re-
gelungen finden sich in Kapitel 1.1 der Fachlichen Weisungen zu

8 SGB 1l

1.1 Einschaltung des Arztlichen Dienstes

Die Agentur fur Arbeit stellt fest, ob arbeitsuchende Personen er-
werbsfahig sind. Im Hinblick darauf, dass die Jobcenter (JC) die
Aufgaben des SGB Il wahrnehmen, treffen sie auch die Feststel-
lung, ob die oder der Arbeitsuchende erwerbsfahig ist. Dies kénnen
die JC durch Einschaltung des Arztlichen Dienstes (AD) der Agentur
fur Arbeit oder auf andere, geeignete Weise tun.

Die Einschaltung des AD wird in § 44a SGB Il nicht zwingend vorge-
schrieben, so dass den JC hinsichtlich der Feststellung ein Ent-
scheidungsspielraum verbleibt. Verantwortlich fiir die Feststellung
bleibt ungeachtet dessen immer das JC.

Grundsatzlich ist von der Erwerbsfahigkeit der arbeitsuchenden Per-
son auszugehen. Bestehen Zweifel, ob die arbeitsuchende Person
eine ausreichende gesundheitliche Leistungsfahigkeit hat, so ist
durch den Vermittlungs- oder Leistungsbereich in der Regel eine so-
zialmedizinische Stellungnahme des Arztlichen Dienstes der Agen-
tur fir Arbeit (AD)/der Amtsarztin oder des Amtsarztes einzuholen.

(2) Die Notwendigkeit der Einschaltung des Arztlichen Dienstes der
Agentur fur Arbeit/der Amtsarztin oder des Amtsarztes ist im Einzel-
fall sorgfaltig zu prufen (vgl. auch Rz.44a.2).

Eine medizinische Begutachtung ist insbesondere in folgenden Fal-
len geboten:

¢ wenn Leistungen nach Erschopfung eines Anspruchs auf Kran-
kengeld (Aussteuerung) beantragt werden oder eine dauerhafte
Arbeitsunfahigkeit festgestellt wurde,

e wenn Rente wegen Erwerbsminderung oder eine entsprechende
Rente von einer berufsstandischen Versorgungseinrichtung be-
antragt wurde,

¢ wenn die Feststellung zu treffen ist, ob Erwerbsfahigkeit weiter-
hin vorliegt,

¢ wenn aus gesundheitlichen Griinden mehrfach Arbeit, gemein-
ndtzige Arbeitsgelegenheiten oder Eingliederungsmalinahmen
beendet, abgelehnt oder nicht angetreten wurden,

¢ wenn eine schwere Behinderung vorliegt, die die Erwerbsfahig-
keit ausschliel®en kann,
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e wenn Leistungen wegen Pflegebedurftigkeit beantragt oder be-
reits anerkannt wurden.

Hinsichtlich beantragter oder bereits anerkannter Leistungen wegen Priifung der Erwerbs-
Pflegebedurftigkeit ist eine genaue Differenzierung bei den Pflege- fahigkeit bei Vorlie-
graden geboten. Erwerbsfahige Personen mit Pflegegrad kénnen gen der Pflegegrade
grundsatzlich einen Anspruch auf Birgergeld nach § 19 Ab- 4 oder 5 (44a.5)

satz 1 Satz 1 SGB Il haben, solange sie gemal § 8 Absatz 1 SGB Il

trotz einer Erkrankung, Beeintrachtigung oder Behinderung unter

den Ublichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes mindes-

tens drei Stunden am Tag erwerbstatig sein kénnen.

Bei Vorliegen der Pflegegrade 4 oder 5 besteht indes aufgrund der
bestehenden Einschrankung in der Regel eine volle Erwerbsminde-
rung und somit keine Erwerbsfahigkeit. Die Einleitung einer medizi-
nischen Begutachtung durch den Arztlichen Dienst der Agentur fir
Arbeit ist daher grundsatzlich nicht erforderlich, sofern der Pflege-
grad auf Basis einer personlichen Begutachtung durch den Medizi-
nischen Dienst vor Ort zuerkannt wurde. Die betroffenen Personen
sind auf eine Beantragung von Leistungen der Grundsicherung im
Alter und Erwerbsminderung nach dem Vierten Kapitel des SGB XIlI
hinzuweisen.

Zu beachten ist der Praxisleitfaden zur Einschaltung des Arztlichen
Dienstes.

(3) Arztliche Unterlagen, die von der arbeitsuchenden Person beige-
bracht werden, sind dem Arztlichen Dienst der Agentur fur Ar-
beit/der Amtsarztin oder dem Amtsarzt zur Prufung zuzuleiten. Sozi-
almedizinische Stellungnahmen, die gelegentlich auch als arztliches
Gutachten bezeichnet werden, insbesondere solche, die zu einer
Ablehnung eines Leistungsantrages oder zur Aufhebung der Bewilli-
gungsentscheidung flihren kdénnen, sind unverziglich auszuwerten.
Der Arztliche Dienst erstellt Stellungnahmen nicht nur auf der
Grundlage vorhandener Unterlagen, sondern auch des personlichen
Kontaktes mit den betroffenen arbeitsuchenden Personen.

(4) Aus dem von dem Arztlichen Dienst der Agentur firr Arbeit/der Auswertung der sozi-
Amtsarztin oder dem Amtsarzt zu erstellenden positiven und negati- almedizinischen Stel-
ven Leistungsbild sowie der Beantwortung spezieller Zielfragen lungnahme

kann abgeleitet werden, flr welche Erwerbstatigkeit die arbeitsu- (44a.6)

chende Person noch oder nicht mehr in Betracht kommt, ggf. mit

welchen Einschrankungen diese ohne Gefahrdung des Gesund-

heitszustandes ausgelbt werden kann. Die sozialmedizinische Stel-

lungnahme muss so erschépfend sein, dass die Frage der Erwerbs-

fahigkeit im konkreten Fall abschlieRend beurteilt und entschieden

werden kann. Bestatigt der Arztliche Dienst der Agentur fir Ar-

beit/die Amtsarztin oder der Amtsarzt, dass in Folge von Erkrankung

oder Behinderung eine langer als sechs Monate umfassende Leis-

tungsminderung vorliegt, die keine Erwerbstatigkeit von mindestens

drei Stunden taglich zulasst, so liegen die
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Anspruchsvoraussetzungen des § 8 Absatz 1 SGB Il grundsatzlich
nicht mehr vor (vgl. aber Kapitel 1.3).

(5) Der Arztliche Dienst der Agentur fUr Arbeit/die Amtséarztin oder
der Amtsarzt beurteilt, ob die untersuchte arbeitsuchende Person
nach ihrer Leistungsfahigkeit im Stande ist, eine Erwerbstatigkeit
unter den Ublichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes
auszuuben. Der Vermittlungsbereich bzw. die Vermittlungsfachkraft
erhalten nach Abschluss der Beurteilung vom Arztlichen Dienst eine
schriftliche sozialmedizinische Stellungnahme. Die zustandige Ver-
mittlungsfachkraft wertet die Stellungnahme aus und trifft anhand
dieser fest, ob die begutachtete Person erwerbsfahig ist. Im An-
schluss daran ist zu entscheiden, ob Leistungen (weiterhin) gewahrt
werden kénnen oder ob diese eingestellt werden mussen. Dabei ist
eine nahtlose Leistungsgewahrung fur die betroffene Person sicher-
zustellen (siehe Kapitel 1.3)

(6) Verzoégerungen bei der Durchfiihrung arztlicher Begutachtungen
durfen nicht zu Lasten der arbeitsuchenden Person gehen. Treten
Zweifel an der Erwerbsfahigkeit auf und kann eine arztliche Begut-
achtung zur Feststellung der Leistungsfahigkeit nicht zeitnah durch-
gefuhrt werden, ist so lange von der Leistungsfahigkeit auszugehen,
wie nach den Angaben der arbeitsuchenden Person, der Stellung-
nahme des Vermittlungsbereiches und/oder den sonstigen Antrags-
unterlagen vermutet wird.

1.2 Aufforderung zur Rentenantragstellung

(1) Entscheidet nach den Feststellungen des AD das JC, dass we-
gen fehlender Erwerbsfahigkeit die Anspruchsvoraussetzung nach
§ 7 Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 SGB Il nicht mehr erfillt sind, ist die ar-
beitsuchende Person grundsatzlich zur Rentenantragstellung aufzu-
fordern; hierbei wird auf Kapitel 2 der Fachlichen Weisungen zu

§ 5 SGB |l verwiesen.

(2) Gemal § 43 Absatz 2 SGB VI missen flr einen Rentenan-
spruch auch Wartezeiten und besondere versicherungsrechtliche
Voraussetzungen erflllt sein. Anhand der als Anlage 1 beigefligten
Arbeitshilfe ist daher zu prifen, ob diese Voraussetzungen voraus-
sichtlich erflllt sind. Es ist nicht zweckmalig, arbeitsuchende Perso-
nen, deren geminderte Erwerbsfahigkeit zwar festgestellt wurde, die
aber offensichtlich die besonderen versicherungsrechtlichen Vo-
raussetzungen oder die Wartezeiten nicht erfullen, zur Antragstel-
lung beim Rentenversicherungstrager aufzufordern. Die Rentenver-
sicherungstrager werden in diesen Fallen keine medizinische Begut-
achtung durchfiihren.

(3) Uber die Zusammenarbeit bei der Beurteilung der Leistungsfa-
higkeit von Arbeitsuchenden im Sinne des SGB Il wurde auf Grund-
lage des § 109a Absatz 5 SGB VI eine Verfahrensabsprache mit
dem Verband Deutscher Rentenversicherungstrager getroffen (An-
lage 2).
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(4) Danach ist der zustandige Rentenversicherungstrager tber die
Aufforderung zur Antragstellung zu informieren. Hierbei ist mitzutei-
len, ob und ggf. welche fir die Beurteilung der Erwerbsfahigkeit re-
levanten sozialmedizinischen (arztlichen und psychologischen) Stel-
lungnahmen dem Jobcenter vorliegen. Aus Datenschutzgriinden
liegt den Jobcentern regelmaRig nur der Teil B der sozialmedizini-
schen Stellungnahme vor. Fur die Begutachtung durch den zustan-
digen Rentenversicherungstrager werden zusatzlich die arztlichen
Befundberichte bendtigt. Diese sind im Teil A der sozialmedizini-
schen Stellungnahme enthalten. Die Adresse des AD, bei dem die
entsprechenden Befunde angefordert werden kénnen, und ggf. die
Adresse des Psychologischen Dienstes, sind dem Rentenversiche-
rungstrager ebenfalls mitzuteilen. Diese Information kann mit der
Anzeige des Erstattungsanspruchs verbunden werden (siehe

Rz. 44a.14).

(5) Der Rentenversicherungstrager entscheidet abschlieRend Gber
den Rentenantrag. Die im Rentenverfahren abgegebene arztliche
Stellungnahme ist fir das Jobcenter verbindlich. In diesen Fallen
findet ein Widerspruchsverfahren nicht statt.

(6) Sind die besonderen versicherungsrechtlichen Voraussetzungen
bzw. die Wartezeiten nicht erflillt, ist der Trager der Sozialhilfe als
zustandiger Leistungstrager einzuschalten. (Naheres siehe

Rz. 44a.15).

1.3 Weiterzahlung der Leistungen

1.3.1  Weiterzahlung bei Aufforderung zur Rentenantrag-
stellung

(1) Wurde die arbeitsuchende Person zur Rentenantragstellung auf-
gefordert oder wurde unabhangig davon ein entsprechender Antrag
beim Rententrager gestellt, ist trotz Feststellung der vollen Erwerbs-
minderung die Leistungszahlung nicht einzustellen, d. h. die Leis-
tungen sind bereits fir Zeiten vor Einlegung eines Widerspruchs
weiterhin bis zur endgultigen Klarung der Erwerbsfahigkeit zu er-
bringen. Die Erbringung der Leistung schlielt auch die ggf. anfallen-
den Beitrage zur Kranken- und Pflegeversicherung ein. Eine vorlau-
fige Entscheidung nach § 41a SGB || kommt insoweit nicht in Be-
tracht.

(2) Gegeniber dem zustandigen Rentenversicherungstrager ist ein
Erstattungsanspruch nach § 103 SGB X dem Grunde nach anzuzei-
gen. Daneben ist aus nachfolgenden Griinden auch ein Erstattungs-
anspruch nach § 103 SGB X gegenuber dem 6rtlichen Trager der
Sozialhilfe anzumelden:

e Es kdnnen bei voller Erwerbsminderung auch Anspriche auf
aufstockende Leistungen nach dem SGB XII bestehen. Bei be-
fristet voller Erwerbsminderung kommen Leistungen der Hilfe
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zum Lebensunterhalt nach dem Dritten Kapitel des SGB Xl in
Betracht. Bei voller Erwerbsminderung auf Dauer kénnen An-
spruche auf Leistungen der Grundsicherung im Alter und bei Er-
werbsminderung nach dem Vierten Kapitel SGB XII bestehen.
Da die Leistungen nach dem Vierten Kapitel SGB XII einen ent-
sprechenden Antrag voraussetzen, ist die arbeitsuchende Per-
son hierauf hinzuweisen.

¢ Die volle Erwerbsminderungsrente wird in der Regel als Zeit-
rente gewahrt, die nicht vor Beginn des 7. Kalendermonats nach
dem Eintritt der Minderung der Erwerbsfahigkeit geleistet wird
(§ 101 Absatz 1 SGB VI). Fur die Zeit bis zum Beginn der Rente
besteht ein Anspruch auf Leistungen der Hilfe zum Lebensunter-
halt nach dem Dritten Kapitel SGB XII.

Durch die Erstattungsanzeige wird der Trager der Sozialhilfe auch
von der Hilfebedurftigkeit der arbeitsuchenden Person in Kenntnis
gesetzt (§ 18 SGB XIl). Hat der Trager der Sozialhilfe Widerspruch
gegen die Entscheidung des Jobcenters eingelegt, liegt die Kennt-
nisnahme von der Hilfebedurftigkeit mit dem Tag des Widerspru-
ches vor (§ 44a Absatz 3 Satz 2).

(3) Sind die Wartezeiten bzw. die besonderen versicherungsrechtli- Verfahren bei Sozial-
chen Voraussetzungen fur einen Rentenanspruch offensichtlich hilfeanspruch
nicht erflllt, ist der Trager der Sozialhilfe GUber seine Zustandigkeit (44a.15)

zu informieren und ein Erstattungsanspruch nach § 103 SGB X gel-
tend zu machen. Die arbeitsuchende Person ist darauf hinzuweisen,
ggf. einen Antrag auf Leistungen nach dem Vierten Kapitel des
SGB Xll zu stellen. Die Leistungsbewilligung ist jedoch erst aufzu-
heben, wenn mit dem Trager der Sozialhilfe Einvernehmen tber
dessen Zustandigkeit erzielt wurde. § 37 Absatz 2 SGB X ist zu be-
achten.

1.3.2 Weiterzahlung bei Widerspruch

(1) Auch im Falle des Widerspruchs eines Tragers nach § 44a Ab-
satz 1 SGB Il (siehe Kapitel 1.4) sind die Leistungen weiter zu ge-
wahren, § 44a Absatz 1 Satz 7 SGB Il (Nahtlosigkeitsregelung).

(2) Bei Widerspruch durch den kommunalen Trager (kT) sind die
Leistungen weiter zu zahlen bzw. — bei zwischenzeitlicher Leis-
tungserbringung durch den Sozialhilfetrager — ist ab dem Tag des
Eingangs des Widerspruchs die Leistungsgewahrung wieder aufzu-
nehmen, einschliel3lich der Erbringung der Beitrdge zur Kranken-
und Pflegeversicherung. Die Anzeige eines Erstattungsanspruches
nach § 103 SGB X ist nicht erforderlich, da § 44a Absatz 3 Satz 1
SGB |l eine Rechtsfolgenverweisung enthalt.

(3) Legt die Krankenkasse gegen die Entscheidung des Jobcenters, bei Widerspruch der
dass Erwerbsunfahigkeit vorliegt, Widerspruch ein, ist die Leistung Krankenkasse
nicht einzustellen. Gegenuber dem bei Erwerbsunfahigkeit zustandi- (44a.16)

gen ortlichen Trager der Sozialhilfe ist ein Erstattungsanspruch
nach § 40a SGB Il in Verbindung mit § 104 SGB X dem Grunde
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nach anzuzeigen. Hat die betroffene Person selbst einen Rentenan-
trag gestellt, so ist auch ein Erstattungsanspruch gegeniiber dem
zustandigen Rentenversicherungstrager anzuzeigen.

1.4 Widerspruch gegen die Feststellung des Jobcen-
ters

(1) Der durch die Entscheidung des Jobcenters tber die Erwerbsfa-
higkeit belastete Sozialleistungstrager steht das Recht des Wider-
spruchs zu. In Frage kommen:

e Trager der Sozialhilfe (wenn Wartezeiten und versicherungs-
rechtliche Voraussetzungen fir Rente wegen voller Erwerbsmin-
derung nicht erfullt sind),

e die Krankenkasse, die bei Erwerbsfahigkeit Leistungen zu er-
bringen hatte.

Formal kann auch der Trager der Rentenversicherung Wider-
spruchsberechtigter sein. Im Hinblick auf die Bindungswirkung der
Stellungnahme des Rentenversicherungstragers nach § 44a Ab-
satz 2 SGB Il wurde zwischen der BA und der DRV Bund verein-
bart, dass dieser direkt Uber den gestellten Rentenantrag entschei-
det. Die im Rentenverfahren erstellte arztliche Stellungnahme ist fur
das weitere Verfahren fur das JC bindend (siehe Rz. 44a.11).

Gegen eine Entscheidung eines Jobcenters, wonach Erwerbsfahig-
keit besteht, kann auch der kommunale Trager Widerspruch einle-
gen.

(2) Der Widerspruch ist zu begrinden. Durch die Begrindung soll
sichergestellt werden, dass die Entscheidung der Jobcenter nur bei
berechtigten Zweifeln angefochten wird.

(3) Anlass fur Zweifel kdnnen begriindet sein; z. B. durch

e bei voller Erwerbsminderung zustandigen Trager veranlasste ei-
gene Gutachten, in denen Erwerbsfahigkeit festgestellt wurde,

¢ friihere Gutachten, in denen Erwerbsfahigkeit festgestellt wurde,
ohne seitherige wesentliche Veranderungen des Gesundheitszu-
standes,

o Feststellungen des medizinischen Dienstes der Krankenkasse
auf volle Erwerbsminderung,

¢ Umstande, die nach der allgemeinen Lebenserfahrung Erwerbs-
fahigkeit ausschlielRen.

Legt der kommunale Leistungstrager nach dem SGB Xll im Rahmen
seiner Begrundung eine Stellungnahme des zustandigen Renten-
versicherungstragers nach § 109a Absatz 2 Satz 2 SGB VI vor, ist
die Anforderung einer Stellungnahme nach Absatz 1 Satz 4 grund-
satzlich nicht erforderlich. Etwas anderes gilt dann, wenn besondere
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Gesichtspunkte berechtigte Zweifel an der Aktualitat dieser Stel-
lungnahme rechtfertigen.

(4) Da der Widerspruch zu begriinden ist, wird er in der Regel erst
eingelegt werden kdnnen, wenn der widersprechende Trager seine
eigenen Feststellungen zur Erwerbsfahigkeit abgeschlossen hat.

2, Entscheidung uber Widerspruch auf Grundlage
des Gutachtens des zustandigen Tragers der Ren-
tenversicherung

(1) Wird gegen die Entscheidung des Jobcenters Uber die Feststel- Gutachten des Ren-
lung der Erwerbsfahigkeit Widerspruch erhoben, ist unverziglich tenversicherungstra-
eine gutachterliche Stellungnahme zur Erwerbsfahigkeit nach gers bindet

§ 109a Absatz 3 SGB VI beim zustandigen Rentenversicherungstra- Jobcenter (44a.20)
ger einzuholen. Die Einholung dieser Stellungnahme ist flr das Job-

center verbindlich (§ 44a Absatz 1 Satz 4 und 5 SGB II).

Das Jobcenter Ubersendet dem Rentenversicherungstrager die Wi-
derspruchsbegriindung sowie die ihm vorliegenden flr die Beurtei-
lung der Erwerbsfahigkeit relevanten arztlichen und psychologi-
schen sozialmedizinischen Stellungnahmen. Der AD ist gleichfalls
von dem Widerspruch in Kenntnis zu setzen und zur Ubersendung
der Befunde (Teil A der sozialmedizinischen Stellungnahme) an den
Rentenversicherungstrager aufzufordern. Die Vorgaben des

§ 69 Absatz 1 Nr. 1 SGB X in Verbindung mit § 76 Ab-

satz 2 Nr. 1 SGB X sind zu beachten.

(2) Der Rentenversicherungstrager bericksichtigt bei der Erstellung
der gutachterlichen Stellungnahme die Ubersandten sozialmedizini-
schen Stellungnahmen des Jobcenters und leitet seine gutachterli-

che Stellungnahme dem Jobcenter zur Entscheidung Uber den Wi-

derspruch zu.

(3) Diese gutachterliche Stellungnahme des Rentenversicherungs-
tragers ist fur die betroffenen Leistungstrager bindend.

21 Gutachten des Rentenversicherungstragers besta-
tigt die Feststellung des Jobcenters

Fallgestaltung 1: Erstattungsanspruch
bei Widerspruch kT

Entscheidung des Jobcenters, Erwerbsfahigkeit liegt nicht vor; Wi- (44a.21)

derspruch durch Sozialhilfetrager (§ 44a Absatz 1 Satz 2 Nr. 2).

e Die Leistungszahlung ist unverzuglich, in der Regel zum Beginn
des Folgemonats, einzustellen. Eine Weiterzahlung des Blrger-
geldes dartber hinaus ist unzulassig.

o Gegenlber dem Trager der Sozialhilfe ist fir die Zeit ab Einle-
gung des Widerspruchs ein Erstattungsanspruch nach
§ 103 SGB X geltend zu machen.

BA Zentrale FGL 21 Seite 7
Stand: 22.06.2023



Fachliche Weisungen § 44a SGB Il

Umfang des Erstattungsanspruchs:

e Der Umfang richtet sich nach den fir den zustandigen Leis-
tungstrager geltenden Rechtsvorschriften, somit nach dem 2., 3.
und 5. Kapitel SGB XII.

o Ohne Auswirkungen bei Widerspruch Krankenkasse

Fallgestaltung 2:

Entscheidung des Jobcenters, Erwerbsfahigkeit liegt vor; Wider-
spruch durch die Krankenkasse (§ 44a Absatz 1 Satz 2
Nr. 3 SGB II).

e Ohne Auswirkungen

2.2 Gutachten des Rentenversicherungstragers besta-
tigt die Feststellung des Jobcenters nicht

Fallgestaltung 1:

Entscheidung des Jobcenters, Erwerbsfahigkeit liegt nicht vor; Wi-
derspruch durch Sozialhilfetrager erfolgreich (§ 44a Absatz 1 Satz 2
Nr. 2 SGB II).

o Da Erwerbsfahigkeit vorliegt, ist Burgergeld weiter zu gewahren.
Hat der Sozialhilfetrager bis zum Zeitpunkt seines Widerspruchs
vorgeleistet, steht ihm fir diesen Zeitraum ein Erstattungsan-
spruch gegenuber dem Jobcenter nach § 103 SGB X zu.

Umfang des Erstattungsanspruchs:
Der Umfang richtet sich nach den fur den zustandigen Leis-

tungstrager geltenden Rechtsvorschriften, somit nach dem
2. Abschnitt des SGB II.

Fallgestaltung 2:

Entscheidung des Jobcenters, Erwerbsfahigkeit liegt vor; Wider-
spruch durch Krankenkasse erfolgreich (§ 44a Ab-
satz 1 Satz 2 Nr.3 SGB II).

o Da Erwerbsfahigkeit nun nicht vorliegt, ist die Entscheidung tber
die Bewilligung des Birgergeld mit Wirkung flr die Zukunft auf-
zuheben (§ 37 Absatz 2 SGB X). Gegentber dem nunmehr zu-
standigen Trager ist ein Erstattungsanspruch nach § 40a SGB |l
in Verbindung mit § 104 SGB X geltend zu machen.

Ist der Sozialhilfetrager zustandiger Trager, beginnt der Erstattungs-
zeitraum mit dem Tag des Widerspruchs der Krankenkasse
(§ 44a Absatz 3 Satz 2 SGB II).
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Arbeitshilfe zur Prafung der Wartezeiterfullung und der ver-
sicherungsrechtlichen Voraussetzungen fir den Anspruch
auf Rente wegen Erwerbsminderung

Ein Anspruch auf Rente wegen Erwerbsminderung aus der gesetzlichen Rentenversicherung
besteht, wenn die medizinischen Voraussetzungen, die Wartezeit und die besonderen versi-
cherungsrechtlichen Voraussetzungen vor Eintritt der Erwerbsminderung insgesamt vorlie-
gen. MaRgebend sind neben der Grundnorm des § 43 SGB VI auch die §§ 53 und

241 SGB VI.

1.  Wartezeit (§§ 50 Absatz 1, 51 Absatz 1, 4 SGB VI)

Die Wartezeit fur die Rente wegen Erwerbsminderung betragt finf Jahre an Beitrags- und
Ersatzzeiten.

Beitragszeiten: Beitrage aufgrund einer Pflichtversicherung (Beschaftigung oder Tatigkeit)
und freiwillig gezahlte Betrage.

Ersatzzeiten: Zeiten u .a. im Zusammenhang mit einem Gewahrsam nach dem Haftlingshilfe-
gesetz, einem Freiheitsentzug in der ehemaligen DDR oder einer Vertreibung im Sinne des
Bundesvertriebenengesetzes.

Die Anzahl der zuriuckgelegten Wartezeitmonate sind der Rentenauskunft (nicht Renteninfor-
mation), die Versicherte vom zustéandigen Rentenversicherungstrager erhalten kdnnen, dem
Abschnitt ,Monate flr die Wartezeit” zu entnehmen. Beinhaltet die Rentenauskunft auch die
Rente wegen Erwerbsminderung, wird im Abschnitt ,Rente wegen Erwerbsminderung® sogar
ausdricklich gesagt, ob die Wartezeit fur diese Rente erflillt ist oder nicht.

2. Besondere versicherungsrechtliche Voraussetzungen (§§ 43,
241 SGB VI)

Die besonderen versicherungsrechtlichen Voraussetzungen fir die Rente wegen Erwerbs-
minderung liegen vor, wenn Versicherte

e in den letzten finf Jahren vor Eintritt der Erwerbsminderung drei Jahre Pflichtbeitrage flr
eine versicherte Beschaftigung oder Tatigkeit entrichtet haben oder

e vordem 01.01.1984 die Wartezeit von finf Jahren bereits erflllt hatten und seit dem
01.01.1984 jeder Monat bis zum Eintritt der Erwerbsminderung Ilickenlos mit Anwart-
schaftserhaltungszeiten belegt ist.

Drei Jahre Pflichtbeitrage in den letzten flinf Jahren:

Der Funfjahreszeitraum kann sich um bestimmte Zeiten verlangern (in erster Linie sind dies
Anrechnungszeiten wegen Ausbildung, Krankheit oder Arbeitslosigkeit und Berucksichti-
gungszeiten wegen Kindererziehung), d. h. diese Anrechnungs- und Bericksichtigungszeiten
werden bei der Ermittlung des Flnfjahreszeitraumes nicht mitgezahlit. In dem (ggf. verlanger-
ten) Funfjahreszeitraum mussen dann drei Jahre Pflichtbeitrage fur eine versicherte Beschaf-
tigung oder Tatigkeit liegen. Pflichtbeitragszeiten in diesem Sinne sind alle im Versicherungs-
verlauf der Rentenauskunft aufgefiihrten Pflichtbeitrage, mit Ausnahme auslandischer
Pflichtbeitrage, die als Wohnzeit gekennzeichnet sind.
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Erflllung der Wartezeit vor dem 01.01.1984 und lickenlose Belegung seit dem 01.01.1984

Anwartschaftserhaltungszeiten sind in erster Linie Pflicht- und freiwillige Beitrage, Anrech-
nungszeiten sowie Berlcksichtigungszeiten wegen Kindererziehung. Bei einem Aufenthalt in
den neuen Bundeslandern vom 01.01.1984 bis 31.12.1991 ist eine lickenlose Belegung erst
ab 01.01.1992 erforderlich.

3. Vorzeitige Erfullung der Wartezeit und der versicherungsrechtlichen
Voraussetzungen (§ 53 SGB VI)

Ist die Erwerbsminderung aufgrund eines Arbeitsunfalls, einer Berufskrankheit, einer Wehr-
dienstbeschadigung, einer Zivildienstbeschadigung, eines Gewahrsams oder innerhalb von
sechs Jahren nach dem Ende einer Ausbildung bzw. wahrend einer Ausbildung eingetreten,
kénnen die Voraussetzungen fur die Rente wegen Erwerbsminderung vorzeitig erfullt sein.
Naheres sollte im Einzelfall mit dem Rentenversicherungstrager geklart werden.
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Vereinbarung

zwischen der Bundesagentur fur Arbeit und der Deutschen
Rentenversicherung Bund

uber die Zusammenarbeit bei der Beurteilung der Leis-
tungsfahigkeit von Arbeitsuchenden im Sinne des SGB i

Vorbemerkung

(1) Grundlage fir diese Vereinbarung ist § 109a Absatz 5 SGB VI.

(2) Mit dem Gesetz zur Weiterentwicklung der Organisation der Grundsicherung flir Arbeitsu-
chende wurde das Verfahren zur Feststellung der Erwerbsfahigkeit nach § 44a SGB Il mit
Wirkung zum 1. Januar 2011 neu geregelt.

(3) Gemal § 44a Absatz 1 SGB Il stellt die Agentur fur Arbeit fest, ob Arbeitsuchende er-
werbsfahig im Sinne von § 8 SGB Il sind. Nach § 44b SGB Il nehmen die gemeinsamen Ei-
richtungen die Aufgaben der Trager nach dem SGB Il wahr. Sie entscheiden daher fur die
Agentur fur Arbeit Uber die Erwerbsfahigkeit. Im Widerspruchsfall entscheiden sie, nachdem
sie gemal § 109a Absatz 3 SGB VI eine gutachterliche Stellungnahme des zustandigen
Rentenversicherungstragers eingeholt haben.

(4) Die gemeinsamen Einrichtungen fiihren nach § 6d SGB |l die Bezeichnung Jobcenter.
Die im Rahmen der Ubergangsregelung nach § 76 Absatz 1 SGB Il bis zum 31. Dezem-
ber 2011 fortbestehenden Agenturen fur Arbeit in getrennter Aufgabenwahrnehmung treten
im Rahmen dieser Vereinbarung an die Stelle der Jobcenter.

l. Allgemeine Regelungen

§1 Grundsatz

Um bei der Beurteilung der Erwerbsfahigkeit von Arbeitsuchenden im Sinne von § 8 SGB I
den Aufwand fir alle Beteiligten zu begrenzen, insbesondere um unndétige Doppeluntersu-
chungen und unterschiedliche Beurteilungen der Erwerbsfahigkeit eines Arbeitsuchenden zu
vermeiden, wirken die Jobcenter und die Rentenversicherungstrager eng zusammen.

§ 2 Leistungen zur medizinischen Rehabilitation
Die Jobcenter wirken im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen darauf hin, dass Arbeitsu-

chende, deren Erwerbsfahigkeit erheblich gefahrdet oder gemindert ist, Leistungen zur medi-
zinischen Rehabilitation erhalten.
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§ 3 Gestaltung arztlicher Gutachten

Die arztlichen Gutachten sind so zu gestalten, dass sie auch im anderen Leistungszweig ver-
wertbar sind, d. h. die der abschlieRenden Beurteilung zugrunde liegenden medizinischen
Befunde mussen dokumentiert und der Zusammenhang mit dem Beurteilungsergebnis folge-
richtig und schllssig dargelegt sein.

Il. Besondere Regelungen bei der Beurteilung der Leistungsfa-

higkeit rentenberechtigter Arbeitsuchender

§4 Gegenseitige Unterrichtung

(1) Bei der Beurteilung, ob das Leistungsvermoégen eines Arbeitsuchenden ausreicht, unter
den ublichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens drei Stunden taglich
erwerbstatig zu sein, beriicksichtigen die Jobcenter und Rentenversicherungstrager auch fir
den jeweils anderen Leistungszweig vorliegende arztliche und psychologische Befunde und
Gutachten.

(2) Sie verpflichten sich, bei der Bearbeitung von Leistungsantragen das Vorliegen derartiger
Gutachten vom Antragsteller zu erfragen und die Befunde und Gutachten unter Beachtung
der datenschutzrechtlichen Bestimmungen unverzuglich beizuziehen.

§ 5 Aufforderung zur Rentenantragstellung

(1) Stellt das Jobcenter fest, dass ein Arbeitsuchender langer als sechs Monate nicht er-
werbsfahig ist und ist der Arbeitsuchende voraussichtlich rentenberechtigt, fordert es den Ar-
beitsuchenden auf, einen Antrag auf Rente wegen Erwerbsminderung zu stellen. Das Job-
center informiert den zustandigen Rentenversicherungstrager unverztiglich schriftlich Gber
die Aufforderung zur Rentenantragstellung. Das Jobcenter gibt dabei an, ob und gegebenen-
falls welche arztlichen und psychologischen Befunde und Gutachten ihm bereits vorliegen,
sofern der Arbeitsuchende von seinem Widerspruchsrecht nach § 76 Absatz 2 Nr. 1 SGB X
keinen Gebrauch gemacht hat.

(2) Nachdem der Arbeitsuchende den Rentenantrag gestellt hat, fordert der Rentenversiche-
rungstrager beim Jobcenter vorhandene arztliche und psychologische Befunde und Gutach-
ten an, soweit diese fir die Entscheidung Uber den Rentenantrag erforderlich sind und der
Arbeitsuchende von seinem Widerspruchsrecht nach § 76 Absatz 2 Nr. 1 SGB X keinen Ge-
brauch gemacht hat. Dies gilt entsprechend in Fallen, in denen das Jobcenter den Rentenan-
trag nach § 5 Absatz 3 SGB Il selbst gestellt hat.

§6 Zweifelsfalle

Hat der Rentenversicherungstrager Zweifel an der Beurteilung der Leistungsfahigkeit des Ar-
beitsuchenden, sollen diese Zweifel zwischen Rentenversicherungstrager und Jobcenter
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unverzuglich erértert werden. Der Rentenversicherungstrager entscheidet abschlielend tber
den Rentenantrag und unterrichtet das Jobcenter schriftlich tiber seine Entscheidung. Das
Jobcenter erkennt die im Rentenverfahren abgegebene arztliche Stellungnahme als flir sich
verbindlich an. Wird die Erwerbsfahigkeit bejaht, so Ubermittelt der Rentenversicherungstra-
ger dem Jobcenter die arztliche Stellungnahme einschlieRlich des der Entscheidung zu-
grunde liegenden sozialmedizinischen Leistungsbildes des Arbeitsuchenden.

lll. Besondere Regelungen bei der Beurteilung der Leistungsfa-

higkeit nicht rentenberechtigter Arbeitsuchender

§ 7 Verfahren im Fall des Widerspruchs nach § 44a Absatz 1 SGB Il

(1) Wird geman § 44a Absatz 1 SGB Il gegen die Entscheidung des Jobcenters Uber die
Feststellung der Erwerbsfahigkeit Widerspruch erhoben, holt das Jobcenter unverziglich
schriftlich die gutachterliche Stellungnahme nach § 109a Absatz 3 SGB VI beim zustandigen
Rentenversicherungstrager ein. Das Jobcenter Ubersendet dem Rentenversicherungstrager
die Widerspruchsbegrindung und fugt alle ihm vorliegenden arztlichen und psychologischen
Unterlagen bei. Dabei sind die Vorgaben des § 69 Absatz 1 Nr. 1 SGB X in Verbindung mit
§ 76 Absatz 2 Nr. 1 SGB X zu beachten.

(2) Der Rentenversicherungstrager wertet die vorgelegten arztlichen und psychologischen
Gutachten aus, pruft die Erwerbsfahigkeit, erstellt unverzuglich die gutachterliche Stellung-
nahme einschliel3lich des sozialmedizinischen Leistungsbildes und leitet diese dem Job-cen-
ter zur Entscheidung Uber den Widerspruch zu. Dabei sind die Vorgaben des § 69 Ab-

satz 1 Nr. 1 SGB X in Verbindung mit § 76 Absatz 2 Nr. 1 SGB X zu beachten.

(3) Das Jobcenter entscheidet auf der Grundlage der gutachterlichen Stellungnahme des
Rentenversicherungstragers unverziglich Uber den Widerspruch. Es ist hierbei an die Stel-
lungnahme des Rentenversicherungstragers gebunden.

(4) Das Jobcenter fordert eine gutachterliche Stellungnahme nicht an, wenn der zustandige
Rentenversicherungstrager bereits eine gutachterliche Stellungnahme nach § 109a Ab-
satz 2 Satz 2 SGB VI abgegeben und sich der medizinische Sachverhalt nicht geandert hat.

Schlussbestimmungen

(1) Die Vereinbarung gilt unmittelbar fur die Bundesagentur fur Arbeit und die Rentenversi-
cherungstrager. Die Bundesagentur flr Arbeit wirkt in der Zusammenarbeit mit anderen Leis-
tungszweigen auf eine sinngemalfe Anwendung der Vereinbarung hin.

(2) Die Bundesagentur fur Arbeit und die Deutsche Rentenversicherung Bund prifen in an-
gemessenen Zeitabstanden, ob die Vereinbarung aufgrund zwischenzeitlich gewonnener Er-
fahrungen verbessert oder wesentlich veranderten Verhaltnissen angepasst werden muss.
Anderungen dieser Vereinbarung kénnen nur schriftlich vereinbart werden.

(3) Die Vereinbarung tritt mit Wirkung vom 1. April 2011 in Kraft und kann mit einer Frist von
drei Monaten zum Jahresende schriftlich geklindigt werden. Die Vereinbarung kann aus
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wichtigem Grund auch im Wege der auRerordentlichen Kindigung schriftlich gekiindigt oder
im gegenseitigen Einvernehmen aufgehoben werden.

(4) Die Vereinbarung ersetzt die im Jahr 2005 zwischen der Bundesagentur fr Arbeit und
dem Verband Deutscher Rentenversicherungstrager getroffene Verfahrensabsprache tGber
die Zusammenarbeit bei der Beurteilung der Leistungsfahigkeit von Arbeitsuchenden im
Sinne des SGB II.

(5) Die vorliegende aktualisierte Fassung der Vereinbarung wurde im gegenseitigen Einver-
nehmen am 01.02.2023 beschlossen.

Berlin, den 05.06.2023 Nurnberg, den 23.05.2023

Jiirgen Ritter Nadja Sommer

Fir die Deutsche Rentenversicherung Bund Far die Bundesagentur fur Arbeit

BA Zentrale FGL 21 Seite 4

Stand: 22.06.2023



	1. Feststellung der Erwerbsfähigkeit
	1.1 Einschaltung des Ärztlichen Dienstes
	1.2 Aufforderung zur Rentenantragstellung
	1.3 Weiterzahlung der Leistungen
	1.3.1 Weiterzahlung bei Aufforderung zur Rentenantrag-stellung
	1.3.2 Weiterzahlung bei Widerspruch

	1.4 Widerspruch gegen die Feststellung des Jobcenters

	2. Entscheidung über Widerspruch auf Grundlage des Gutachtens des zuständigen Trägers der Rentenversicherung
	2.1 Gutachten des Rentenversicherungsträgers bestätigt die Feststellung des Jobcenters
	2.2 Gutachten des Rentenversicherungsträgers bestätigt die Feststellung des Jobcenters nicht

	1. Wartezeit (§§ 50 Absatz 1, 51 Absatz 1, 4 SGB VI)
	2. Besondere versicherungsrechtliche Voraussetzungen (§§ 43, 241 SGB VI)
	3. Vorzeitige Erfüllung der Wartezeit und der versicherungsrechtlichen Voraussetzungen (§ 53 SGB VI)



